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sprechend § 8  Abs. 1 vom Beginn der Erarbeitung der 
Vorbereitungsunterlagen für Investitionen an erfolgen 
kann.

(4) Das Entgelt für die vertraglich festgelegten Lei­
stungen ist entsprechend den geltenden preisrechtli­
chen Bestimmungen zu vereinbaren. Die Bezahlung der 
Begutachtungsleistungen erfolgt durch die Auftragge­
ber entsprechend den Regelungen für die Finanzierung 
der Investitionen.

§8

Durchführung der Begutachtung

(1) Die Begutachtung ist parallel zur Erarbeitung der 
Vorbereitungsunterlagen für Investitionen durchzufüh­
ren. Die parallele Begutachtung ist so zu organisieren, 
daß eine stufenweise Begutachtung entsprechend den 
Etappen der Fertigstellung der Vorbereitungsunterla­
gen einer Investition erfolgen kann. Dabei ist zu si­
chern, daß wesentliche Erkenntnisse aus der Begut­
achtung bereits vor Abgabe des Gutachtens mit den für 
die Investitionsvorbereitung Verantwortlichen ausge­
wertet und bei der weiteren Vorbereitung berücksich­
tigt werden. In den abzuschließenden Wirtschaftsver­
trägen gemäß § 7 Abs. 1 können andere Formen der 
Durchführung der Begutachtung vereinbart werden.

(2) Die Arbeit der Gutachter wird von den Gutach­
terstellen unter Beachtung folgender Prinzipien orga­
nisiert :

— gutachterliche Äußerungen zu wichtigen Fragenkom­
plexen sind mit Vergleichen, Gegenrechnungen oder 
anderen Fakten und Daten zu belegen,

— alle Ergebnisse der Begutachtung (auch die zu Tei­
len der Vorbereitungsunterlagen für Investitionen) 
sind in allen Abschnitten der Begutachtung in Gut­
achten, Protokollen bzw. anderen geeigneten For­
men schriftlich zu fixieren,

— jede gutachterliche Äußerung erfordert die kollek­
tive Beratung in der Gutachterkommission. Abwei­
chende Meinungen sind mit Begründung schriftlich 
festzuhalten,

— an wichtigen Beratungen sollen Vertreter der an 
der Vorbereitung und Durchführung der Investitio­
nen beteiligten Betriebe und Institutionen teilneh­
men.

Für die wirtschaftspolitische Aussage und die wichtig­
sten Einzelaussagen der Begutachtung sind die Gutach­
terstellen verantwortlich.

(3) Die Gutachterstellen arbeiten bei der Begutach­
tung eng mit den anderen staatlichen Organen und In­
stitutionen zusammen, die am Prozeß der Vorbereitung 
und Durchführung von Investitionen beteiligt sind (In­
dustrie- und Handelsbank der Deutschen Demokrati­
schen Republik, Staatliche Bauaufsicht, örtliche Staats­
organe usw.).

§9
Anforderung und Berufung von Experten 
sowie Vergütung von Expertenleistungen 1

(1) Die Anforderung eines Experten erfolgt durch 
'den Leiter der Gutachterstelle beim Leiter der Arbeits­

stelle des Experten. Die Anforderung muß die Aufgabe 
und die voraussichtliche Zeit des Einsatzes des Exper­
ten enthalten.

(2) Auf Ersuchen der Leiter der Gutachterstellen sind 
von den Leitern der Staats- und Wirtschaftsorgane,

' Betriebe, Kombinate, Einrichtungen, Hoch- und Fach­
schulen und Institute befähigte Mitarbeiter für die Be­
gutachtung von Investitionen zu benennen.

(3) Die Berufung der angeforderten Experten er­
folgt auf Vorschlag des Leiters der Gutachterstelle 
durch den jeweiligen Leiter, dem die Gutachterstelle 
untersteht. Für die vom Staatlichen Büro für die Be­
gutachtung von Investitionen bei der Staatlichen Plan­
kommission zu begutachtenden Investitionen werden 
die Experten durch den Leiter des Staatlichen Büros 
für die Begutachtung von Investitionen berufen. Die 
Berufung der Experten erfolgt schriftlich, in der Re­
gel 4 Wochen vor .ihrem Einsatz.

(4) Der Einsatz von Experten erfolgt in der Regel auf 
der Grundlage vertraglicher Beziehungen zwischen der 
Gutachterstelle und der Arbeitsstelle des Experten.

(5) Das Arbeitsrechtsverhältnis der Experten wird 
durch die Tätigkeit als Gutachter nicht berührt.

(6 ) Es ist nicht zulässig, anstelle der berufenen Ex­
perten Vertreter zu entsenden.

(7) Die Experten sind verpflichtet, über alle im Zu­
sammenhang mit der Begutachtung erlangten Kennt­
nisse Verschwiegenheit zu wahren und alle im Zu­
sammenhang mit der Begutachtung ausgehändigten 
und angefertigten Arbeitsunterlagen (einschließlich der 
Konzepte) an die Gutachterstelle zurüdezugeben.

(8 ) Die Leistungen der Experten sowie sonstige zu­
sätzliche Kosten sind den Gutachterstellen auf der 
Grundlage der geltenden preisrechtlichen Bestimmun­
gen zu berechnen.

§10

Schlufibestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

— die Anordnung vom 3. April 1968 über die Begut­
achtung von Unterlagen der Vorbereitung von 
Investitionen (GBl. II S. 237),

— die Anordnung vom 25. Februar 1965 über das 
Statut des Staatlichen Büros für die Begutachtung 
von Investitionen (GBl. II S. 222).
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